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B. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
Bekanntmachung  

Bebauungsplan Nr. 02.63 "Nördlich Wasserwerk" des Flecken Hage  
 

Der Rat des Flecken Hage hat am 08.08.2024 in öffentlicher Sitzung den Bebauungsplan Nr. 02.63 
"Nördlich Wasserwerk" gem. § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. Der Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachfolgenden Übersichtsplan ersichtlich. 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan tritt gem. § 10 Abs. 3 S. 4 BauGB mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan kann einschließlich seiner Begründung mit den enthaltenen örtlichen Bauvor-
schriften nach § 10 Abs. 3 S. 2 BauGB bei der Samtgemeinde Hage, 26524 Hage, Hauptstraße 81, wäh-
rend der Dienststunden eingesehen werden. Jedermann ist zur Einsicht berechtigt und kann auf Ver-
langen Auskunft erhalten. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 S. 1 u. 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprü-
che im Falle der in den §§ 39 - 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung schriftlich 
bei dem Entschädigungspflichtigen zu beantragen sind, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren gestellt ist, 
wird hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 - 3 und Abs. 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften sowie Mängel des Abwägungsvorganges nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB werden gem. 
§ 215 Abs. 1 Nr. 1 u. 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber dem Flecken Hage unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachver-
halts geltend gemacht worden sind. 
 
Hage, 25.11.2024 
 
Flecken Hage  
 
Der Gemeindedirektor 
Sell 
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Bekanntmachung der Gemeinde Großheide 
Planfeststellungsverfahren für die Errichtung und den Betrieb der ±525-kV-DC-Leitung  

NOR-9-3 (BalWin4), Abschnitt Landtrasse – Konverterstation Unterweser bis Anlandungspunkt 
Dornumergrode 

 
I. 
 

Die TenneT Offshore GmbH hat für das o. g. Verfahren die Durchführung eines Planfeststellungsver-
fahrens nach den §§ 43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) in Verbindung mit den §§ 72 bis 78 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) bei der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßen-
bau und Verkehr (NLStBV), Dezernat 41 - Planfeststellung, Göttinger Chaussee 76 A, 30453 Hannover, 
beantragt. 
 
Gemäß § 43m Abs. 1 EnWG ist bei dem hier geplanten Vorhaben von der Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung und einer Prüfung des Artenschutzes nach den Vorschriften des § 44 Abs. 1 
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) abzusehen. 
 
Für das Vorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wer-
den Grundstücke in den Gemarkungen Bockhorn (Gemeinde Bockhorn), Dornumergrode, Rog-
genstede, Westerbur und Westeraccum (alle Gemeinde Dornum), Bentstreek, Hesel, Marx und Reep-
sholt (alle Gemeinde Friedeburg), Arle (Gemeinde Großheide), Jade und Schweiburg (beide Gemeinde 
Jade), Rastede (Gemeinde Rastede), Rodenkirchen und Schwei (beide Gemeinde Stadland), Wie-
felstede (Gemeinde Wiefelstede), Neuenburg und Zetel (beide Gemeinde Zetel), Brill und Moorweg 
(beide Samtgemeinde Esens), Blomberg, Neuschoo, Ostochtersum, Utarp und Westochtersum (alle 
Samtgemeinde Holtriem), Langefeld, Middels-Osterloog und Ogenbargen (alle Stadt Aurich), Wes-
terstede (Stadt Westerstede) sowie Ardorf, Hovel und Leerhafe (alle Stadt Wittmund) beansprucht. 
 
Das Offshore-Netzanbindungssystem NOR-9-3 (BalWin4) bindet Teile der Offshore-Windparks der Ge-
biete N-9 und N-10 an das Übertragungsnetz an Land an. Die Leitung von NOR-9-3 (BalWin4) gliedert 
sich in See- und Landkabelabschnitte. 
 
Die hier beantragte Landkabeltrasse umfasst einen Abschnitt von ca. 109 km und verbindet die Kon-
verterstation am Netzverknüpfungspunkt Unterweser (Gemeinde Stadland) über den sogenannten An-
landungspunkt zum Übergang von See- und Landkabelabschnitt bei Dornumergrode (Gemeinde Dor-
num) mit der seeseitigen Konverterplattform NOR-9-3 (BalWin4) und schließt so die Offshore-Wind-
parks an das Übertragungsnetz an. 
 
Die Landkabeltrasse verläuft vom Anlandungsbereich Dornumergrode zunächst in südlicher und süd-
östlicher, anschließend in östlicher Richtung zur landseitigen Konverterstation Unterweser. Sie quert 
in ihrem Verlauf Teile der Landkreise Ammerland, Aurich, Friesland, Wesermarsch und Wittmund. 
 
Die Leitung wird auf der gesamten Strecke als Erdkabel gebaut.  
 
In einem separaten Planfeststellungsverfahren wird das parallel verlaufende Offshore-Netzanbin-
dungssystem NOR-12-1 (LanWin1) geplant. Die beiden Vorhaben NOR-12-1 (LanWin1) und NOR-9-3 
(BalWin4) folgen dem gleichen Trassenverlauf bis zum Netzverknüpfungspunkt und nutzen zum Teil 
dieselben Bauflächen. 
 
Der vorliegende Plan enthält: 
 

 Anlagenverzeichnis und Hinweise, 

 Erläuterungsbericht, 

 Übersichtslagepläne und Übersichtslagepläne Wegenutzung, 
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 Erläuterung, Zeichnungen und Prinzipdarstellungen zur Bauausführung, 

 Lage- und Grunderwerbspläne/Bauwerkspläne, 

 Kreuzungsverzeichnis, Vorbemerkung Kreuzungspläne und Kreuzungspläne, 

 Bauwerksverzeichnis, 

 Landschaftspflegerischer Begleitplan (Erläuterungsbericht, Landschaftspflegerische Maßnah-
men, Konflikt- und Maßnahmenpläne, Maßnahmenverzeichnis und -blätter, Vergleichende 
Gegenüberstellung), 

 Vorbemerkung zum Grunderwerb, Grunderwerbsverzeichnis, Muster Eintragungsbewilligung, 

 Fachbericht Umwelt und Bestandspläne (zu den Schutzgütern: Mensch, menschliche Gesund-
heit, kulturelles Erbe, sonstige Sachgüter, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Boden, Wasser), 

 Fachbericht Artenschutz, 

 Natura2000- Verträglichkeitsuntersuchung, 

 Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie, 

 Materialband (Kartierberichte Brut- und Rastvögel, Untersuchungskonzept). 
 

II. 
 
(1) Der Plan wird in der Zeit vom 
 

06.12.2024 bis zum 06.01.2025 (einschließlich) 
 

unter dem Titel „Errichtung und Betrieb der 525-kV-DC-Leitung NOR-9-3 (BalWin4), Abschnitt 
Landtrasse“ auf der Internetseite der NLStBV 
 

https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview 
 

zur allgemeinen Einsicht veröffentlicht. In diesem Zeitraum kann der Plan auch über die Internetseiten 
der folgenden Gemeinden abgerufen werden: 
 

 Gemeinde Bockhorn (https://www.bockhorn.de), 

 Gemeinde Dornum https://www.gemeinde-dornum.de), 

 Gemeinde Friedeburg (https://www.gemeindefriedeburg.de), 

 Gemeinde Großheide (https://www.grossheide.de), 

 Gemeinde Jade (https://www.gemeinde-jade.de), 

 Gemeinde Rastede (https://www.rastede.de), 

 Gemeinde Stadland (https://www.stadland.de), 

 Gemeinde Wiefelstede (https://www.wiefelstede.de), 

 Gemeinde Zetel (https://www.zetel.de), 

 Samtgemeinde Esens (https://www.samtgemeinde-esens.de), 

 Samtgemeinde Holtriem (https://holtriem.de), 

 Stadt Aurich (https://www.aurich.de), 

 Stadt Westerstede (https://www.westerstede.de), 

 Stadt Wittmund (https://www.wittmund.de) 

  
Die Auslegung der Unterlagen wird gemäß § 43a Satz 2 EnWG durch eine Veröffentlichung im Internet 
bewirkt. 
 
Auf Verlangen eines Beteiligten, das während der Dauer der Auslegung an die Niedersächsische Lan-
desbehörde für Straßenbau und Verkehr, Dezernat 41 – Planfeststellung, Göttinger Chaussee 76 A, 
30453 Hannover zu richten ist, wird ihm eine alternative, leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur 
Verfügung gestellt. In der Regel erfolgt dies mit einem USB-Stick. 
 

https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview
https://www.bockhorn.de/
https://www.gemeinde-dornum.de/
https://www.gemeindefriedeburg.de/
https://www.grossheide.de/
https://www.gemeinde-jade.de/
https://www.rastede.de/
https://www.stadland.de/
https://www.wiefelstede.de/
https://www.zetel.de/
https://www.samtgemeinde-esens.de/
https://holtriem.de/
https://www.aurich.de/bekanntmachungen
https://www.westerstede.de/
https://www.wittmund.de/verwaltung-politik/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen


- 1046 - 

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann sich zu der Planung äußern. Die Äu-
ßerung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 
Anerkannte Vereinigungen nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) erhalten durch die 
öffentliche Planauslegung Gelegenheit zur Einsicht in die dem Plan zu Grunde liegenden (einschlägi-
gen) Sachverständigengutachten; sie können Stellungnahmen zu dem Plan abgeben, soweit sie durch 
das Vorhaben in ihrem satzungsgemäßen Aufgabenbereich berührt werden.  
 
Die Äußerungen (Einwendungen und/oder Stellungnahmen) sind bis einschließlich zum 20.01.2025 
schriftlich oder - nach vorheriger Terminabsprache - zur Niederschrift bei der Gemeinde Bockhorn, Am 
Markt 1, 26345 Bockhorn, der Gemeinde Dornum, Schatthauserstraße 9, 26553 Dornum, der Ge-
meinde Friedeburg, Friedeburger Hauptstraße 96, 26446 Friedeburg, der Gemeinde Großheide, 
Schloßstraße 10, 26532 Großheide, der Gemeinde Jade, Jader Str. 47, 26349 Jade (Ansprechpartnerin: 
Frau Boger), der Gemeinde Rastede, Sophienstr. 27, 26180 Rastede, der Gemeinde Stadland, Am 
Markt 1, 26935 Stadtland, der Gemeinde Wiefelstede, Kirchstr. 10, Eingang Bauverwaltung, 26215 
Wiefelstede, der Gemeinde Zetel, Rathaus, Zimmer 15, Ohrbült 1, 26340 Zetel, der Samtgemeinde 
Esens, Am Markt 2-4, 26427 Esens (Tel.: 04971/20618), der Samtgemeinde Holtriem, Rathaus West-
erholt, Auricher Straße 9, 26556 Westerholt, der Stadt Aurich, Fachdienst 21, Bgm.-Hippen-Platz 1, 
26603 Aurich, der Stadt Westerstede, Bauamt, Am Markt 2, 26655 Westerstede (Tel.: 04488/55422), 
der Stadt Wittmund, Kurt-Schwitters-Platz 1, 26409 Wittmund oder der NLStBV, Dezernat 41 - Plan-
feststellung, Göttinger Chaussee 76 A, 30453 Hannover einzureichen.  
 
Vor dem 06.12.2024 eingehende Äußerungen werden als unzulässig zurückgewiesen. Einwendungen 
müssen eigenhändig unterschrieben sein. Eine E-Mail erfüllt die gesetzlich vorgeschriebene Schrift-
form nicht. Eingangsbestätigungen werden nach Erhalt von Einwendungen nicht versendet. 
 
Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind für dieses Planfeststellungsverfahren alle Äußerungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG). 
 
Anträge, die sich auf die Benutzung von Gewässern richten und sich mit einer der für die Durchführung 
des Vorhabens beantragten Gewässerbenutzungen ausschließen, werden nach Ablauf der vorgenann-
ten, für Einwendungen bestimmten Frist nicht berücksichtigt (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 lit. c in Verbindung mit 
§ 4 Satz 2 des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG)). 
 
Einwendungen wegen nachteiliger Einwirkungen der mit dem Vorhaben verbundenen Gewässerbe-
nutzungen auf Rechte Dritter können später nur geltend gemacht werden, soweit der Betroffene nach-
teilige Wirkungen bis zum Ablauf der vorgenannten Frist nicht voraussehen konnte (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 lit. 
c NWG in Verbindung mit § 14 Abs. 6 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG)). 
 
Vertragliche Ansprüche werden durch eine Bewilligung zur Gewässerbenutzung nicht ausgeschlossen 
(§ 9 Abs. 2 Nr. 1 lit. c NWG in Verbindung mit § 16 Abs. 3 WHG). 
 
Bei Äußerungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form ver-
vielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite eine Unterzeichnerin/ ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und An-
schrift als Vertreterin/ Vertreter anzugeben. Es darf nur eine einzige Unterzeichnerin/ ein einziger Un-
terzeichner als Vertreterin/ Vertreter für die jeweiligen Unterschriftslisten bzw. gleich lautenden Äu-
ßerungen genannt werden. Vertreterin/ Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. Anderenfalls 
können diese Äußerungen gemäß § 17 Abs. 2 VwVfG unberücksichtigt bleiben. 
 
(2) Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung der Äußerungen verzichten (§ 43a Nr. 3 Satz 1 
EnWG). In den Fällen des § 43a Nr. 3 Satz 2 EnWG findet ein Erörterungstermin nicht statt. Findet ein 
Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht werden. Ferner werden diejenigen, die 
sich geäußert haben, bzw. bei gleichförmigen Eingaben die Vertreterin/ der Vertreter, von dem Termin 
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gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden (§ 73 Abs. 6 Satz 4 VwVfG). 
 
In dem Termin kann bei Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn verhandelt werden.  
 
(3) Durch Einsichtnahme in den Plan, Einreichen von Äußerungen, Teilnahme am Erörterungster-
min/Online-Konsultation/Video- oder Telefonkonferenz oder Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet. 
 
(4) Über die Zulässigkeit des Vorhabens sowie die Äußerungen entscheidet nach Abschluss des Anhö-
rungsverfahrens die NLStBV (Planfeststellungsbehörde). Die Entscheidung (Planfeststellungsbe-
schluss) wird öffentlich bekanntgegeben (§ 43b Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 EnWG). 
 

III. 
 
Vom Beginn der Auslegung des Planes an tritt die Veränderungssperre nach § 44a EnWG in Kraft. Dar-
über hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Vorhabenträger ein Vorkaufsrecht an den von dem Plan 
betroffenen Flächen zu (§ 44a Abs. 3 EnWG).  
 
Nach § 43a Nr. 2 EnWG sind die Einwendungen und Stellungnahmen der Vorhabenträgerin und den 
von ihr Beauftragten zur Verfügung zu stellen, um eine Erwiderung zu ermöglichen. Auf Verlangen des 
Einwenders sollen dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungs-
gemäßen Durchführung des Verfahrens nicht erforderlich sind. 
 
Hinsichtlich der Informationen nach Art. 13 der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) wird auf 
den Link „Informationen zur Datenverarbeitung im Planfeststellungsverfahren“ auf der o. g. Internet-
seite verwiesen. Diesem Link sind die Zwecke der Verarbeitung personenbezogener Daten, ihre Spei-
cherdauer sowie Informationen über die Betroffenenrechte nach der DSGVO im Planfeststellungsver-
fahren zu entnehmen.  
 
Der Text dieser Bekanntmachung kann auf der Internetseite der NLStBV 
(https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview) und auch auf der Internetseite 
der Gemeinde Bockhorn (https://www.bockhorn.de), der Gemeinde Dornum 
(https://www.gemeinde-dornum.de), der Gemeinde Friedeburg 
(https://www.gemeindefriedeburg.de), der Gemeinde Großheide (https://www.grossheide.de), der 
Gemeinde Jade (https://www.gemeinde-jade.de), der Gemeinde Rastede (https://www.rastede.de), 
der Gemeinde Stadland (https://www.stadland.de), der Gemeinde Wiefelstede 
(https://www.wiefelstede.de), der Gemeinde Zetel (https://www.zetel.de), der Samtgemeinde 
Esens (https://www.samtgemeinde-esens.de), der Samtgemeinde Holtriem (https://holtriem.de), 
der Stadt Aurich (https://www.aurich.de/bekanntmachungen), der Stadt Westerstede 
(https://www.westerstede.de) sowie der Stadt Wittmund (https://www.wittmund.de/verwaltung-
politik/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen) eingesehen werden. 
 
21.11.2024 
 
Gemeinde Großheide 
 
Der Bürgermeister 
Fischer 
 
 
 
 

https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview
https://www.bockhorn.de/
https://www.gemeinde-dornum.de/
https://www.gemeindefriedeburg.de/
https://www.grossheide.de/
https://www.gemeinde-jade.de/
https://www.rastede.de/
https://www.stadland.de/
https://www.wiefelstede.de/
https://www.zetel.de/
https://www.samtgemeinde-esens.de/
https://holtriem.de/
https://www.aurich.de/bekanntmachungen
https://www.westerstede.de/
https://www.wittmund.de/verwaltung-politik/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen
https://www.wittmund.de/verwaltung-politik/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen
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Bekanntmachung der Gemeinde Großheide 
Planfeststellungsverfahren für die Errichtung und den Betrieb der ±525-kV-DC-Leitung  

NOR-12-1 (LanWin1), Abschnitt Landtrasse – Konverterstation Unterweser bis Anlandungspunkt 
Dornumergrode 

 
I. 

 
Die TenneT Offshore GmbH hat für das o. g. Verfahren die Durchführung eines Planfeststellungsver-
fahrens nach den §§ 43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) in Verbindung mit den §§ 72 bis 78 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) bei der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßen-
bau und Verkehr (NLStBV), Dezernat 41 - Planfeststellung, Göttinger Chaussee 76 A, 30453 Hannover, 
beantragt. 
 
Gemäß § 43m Abs. 1 EnWG ist bei dem hier geplanten Vorhaben von der Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung und einer Prüfung des Artenschutzes nach den Vorschriften des § 44 Abs. 1 
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) abzusehen. 
 
Für das Vorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wer-
den Grundstücke in den Gemarkungen Bockhorn (Gemeinde Bockhorn), Dornumergrode, Rog-
genstede, Westerbur und Westeraccum (alle Gemeinde Dornum), Bentstreek, Hesel, Marx und Reep-
sholt (alle Gemeinde Friedeburg), Arle (Gemeinde Großheide), Jade und Schweiburg (beide Gemeinde 
Jade), Rastede (Gemeinde Rastede), Rodenkirchen und Schwei (beide Gemeinde Stadland), Wie-
felstede (Gemeinde Wiefelstede), Neuenburg und Zetel (beide Gemeinde Zetel), Brill und Moorweg 
(beide Samtgemeinde Esens), Blomberg, Neuschoo, Ostochtersum, Utarp und Westochtersum (alle 
Samtgemeinde Holtriem), Langefeld, Middels-Osterloog und Ogenbargen (alle Stadt Aurich), Wes-
terstede (Stadt Westerstede) sowie Ardorf, Hovel und Leerhafe (alle Stadt Wittmund) beansprucht. 
 
Das Offshore-Netzanbindungssystem NOR-12-1 (LanWin1) bindet Teile der Offshore-Windparks der 
Gebiete N-9 und N-10 an das Übertragungsnetz an Land an. Die Leitung von NOR-12-1 (LanWin1) glie-
dert sich in See- und Landkabelabschnitte. 
 
Die hier beantragte Landkabeltrasse umfasst einen Abschnitt von ca. 109 km und verbindet die Kon-
verterstation am Netzverknüpfungspunkt Unterweser (Gemeinde Stadland) über den sogenannten An-
landungspunkt zum Übergang von See- und Landkabelabschnitt bei Dornumergrode (Gemeinde Dor-
num) mit der seeseitigen Konverterplattform NOR-12-1 (LanWin1) und schließt so die Offshore-Wind-
parks an das Übertragungsnetz an. 
 
Die Landkabeltrasse verläuft vom Anlandungsbereich Dornumergrode zunächst in südlicher und süd-
östlicher, anschließend in östlicher Richtung zur landseitigen Konverterstation Unterweser. Sie quert 
in ihrem Verlauf Teile der Landkreise Ammerland, Aurich, Friesland, Wesermarsch und Wittmund. 
 
Die Leitung wird auf der gesamten Strecke als Erdkabel gebaut.  
 
In einem separaten Planfeststellungsverfahren wird das parallel verlaufende Offshore-Netzanbin-
dungssystem NOR-9-3 (BalWin4) geplant. Die beiden Vorhaben NOR-9-3 (BalWin4) und NOR-12-1 (Lan-
Win1) folgen dem gleichen Trassenverlauf bis zum Netzverknüpfungspunkt und nutzen zum Teil die-
selben Bauflächen. 
 
Der vorliegende Plan enthält: 
 

 Anlagenverzeichnis und Hinweise, 

 Erläuterungsbericht, 

 Übersichtslagepläne und Übersichtslagepläne Wegenutzung, 
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 Erläuterung, Zeichnungen und Prinzipdarstellungen zur Bauausführung, 

 Lage- und Grunderwerbspläne/Bauwerkspläne, 

 Kreuzungsverzeichnis, Vorbemerkung Kreuzungspläne und Kreuzungspläne, 

 Bauwerksverzeichnis, 

 Landschaftspflegerischer Begleitplan (Erläuterungsbericht, Landschaftspflegerische Maßnah-
men, Konflikt- und Maßnahmenpläne, Maßnahmenverzeichnis und -blätter, Vergleichende 
Gegenüberstellung), 

 Vorbemerkung zum Grunderwerb, Grunderwerbsverzeichnis, Muster Eintragungsbewilligung, 

 Fachbericht Umwelt und Bestandspläne (zu den Schutzgütern: Mensch, menschliche Gesund-
heit, kulturelles Erbe, sonstige Sachgüter, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Boden, Wasser), 

 Fachbericht Artenschutz, 

 Natura2000- Verträglichkeitsuntersuchung, 

 Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie, 

 Materialband (Kartierberichte Brut- und Rastvögel, Untersuchungskonzept). 
 

II. 
 
(1) Der Plan wird in der Zeit vom 
 

06.12.2024 bis zum 06.01.2025 (einschließlich) 
 

unter dem Titel „Errichtung und Betrieb der 525-kV-DC-Leitung NOR-12-1 (LanWin1), Abschnitt 
Landtrasse“ auf der Internetseite der NLStBV 
 

https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview 
 

zur allgemeinen Einsicht veröffentlicht. In diesem Zeitraum kann der Plan auch über die Internetseiten 
der folgenden Gemeinden abgerufen werden: 
 

 Gemeinde Bockhorn (https://www.bockhorn.de), 

 Gemeinde Dornum https://www.gemeinde-dornum.de), 

 Gemeinde Friedeburg (https://www.gemeindefriedeburg.de), 

 Gemeinde Großheide (https://www.grossheide.de), 

 Gemeinde Jade (https://www.gemeinde-jade.de), 

 Gemeinde Rastede (https://www.rastede.de), 

 Gemeinde Stadland (https://www.stadland.de), 

 Gemeinde Wiefelstede (https://www.wiefelstede.de), 

 Gemeinde Zetel (https://www.zetel.de), 

 Samtgemeinde Esens (https://www.samtgemeinde-esens.de), 

 Samtgemeinde Holtriem (https://holtriem.de), 

 Stadt Aurich (https://www.aurich.de), 

 Stadt Westerstede (https://www.westerstede.de), 

 Stadt Wittmund (https://www.wittmund.de) 

  
Die Auslegung der Unterlagen wird gemäß § 43a Satz 2 EnWG durch eine Veröffentlichung im Internet 
bewirkt. 
 
Auf Verlangen eines Beteiligten, das während der Dauer der Auslegung an die Niedersächsische Lan-
desbehörde für Straßenbau und Verkehr, Dezernat 41 – Planfeststellung, Göttinger Chaussee 76 A, 
30453 Hannover zu richten ist, wird ihm eine alternative, leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur 
Verfügung gestellt. In der Regel erfolgt dies mit einem USB-Stick. 
 

https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview
https://www.bockhorn.de/
https://www.gemeinde-dornum.de/
https://www.gemeindefriedeburg.de/
https://www.grossheide.de/
https://www.gemeinde-jade.de/
https://www.rastede.de/
https://www.stadland.de/
https://www.wiefelstede.de/
https://www.zetel.de/
https://www.samtgemeinde-esens.de/
https://holtriem.de/
https://www.aurich.de/bekanntmachungen
https://www.westerstede.de/
https://www.wittmund.de/verwaltung-politik/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen
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Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann sich zu der Planung äußern. Die Äu-
ßerung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. 
Anerkannte Vereinigungen nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) erhalten durch die 
öffentliche Planauslegung Gelegenheit zur Einsicht in die dem Plan zu Grunde liegenden (einschlägi-
gen) Sachverständigengutachten; sie können Stellungnahmen zu dem Plan abgeben, soweit sie durch 
das Vorhaben in ihrem satzungsgemäßen Aufgabenbereich berührt werden.  
 
Die Äußerungen (Einwendungen und/oder Stellungnahmen) sind bis einschließlich zum 20.01.2025 
schriftlich oder - nach vorheriger Terminabsprache - zur Niederschrift bei der Gemeinde Bockhorn, Am 
Markt 1, 26345 Bockhorn, der Gemeinde Dornum, Schatthauserstraße 9, 26553 Dornum, der Ge-
meinde Friedeburg, Friedeburger Hauptstraße 96, 26446 Friedeburg, der Gemeinde Großheide, 
Schloßstraße 10, 26532 Großheide, der Gemeinde Jade, Jader Str. 47, 26349 Jade (Ansprechpartnerin: 
Frau Boger), der Gemeinde Rastede, Sophienstr. 27, 26180 Rastede, der Gemeinde Stadland, Am 
Markt 1, 26935 Stadtland, der Gemeinde Wiefelstede, Kirchstr. 10, Eingang Bauverwaltung, 26215 
Wiefelstede, der Gemeinde Zetel, Rathaus, Zimmer 15, Ohrbült 1, 26340 Zetel, der Samtgemeinde 
Esens, Am Markt 2-4, 26427 Esens (Tel.: 04971/20618), der Samtgemeinde Holtriem, Rathaus West-
erholt, Auricher Straße 9, 26556 Westerholt, der Stadt Aurich, Fachdienst 21, Bgm.-Hippen-Platz 1, 
26603 Aurich, der Stadt Westerstede, Bauamt, Am Markt 2, 26655 Westerstede (Tel.: 04488/55422), 
der Stadt Wittmund, Kurt-Schwitters-Platz 1, 26409 Wittmund oder der NLStBV, Dezernat 41 - Plan-
feststellung, Göttinger Chaussee 76 A, 30453 Hannover einzureichen.  
 
Vor dem 06.12.2024 eingehende Äußerungen werden als unzulässig zurückgewiesen. Einwendungen 
müssen eigenhändig unterschrieben sein. Eine E-Mail erfüllt die gesetzlich vorgeschriebene Schrift-
form nicht. Eingangsbestätigungen werden nach Erhalt von Einwendungen nicht versendet. 
 
Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind für dieses Planfeststellungsverfahren alle Äußerungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG). 
 
Anträge, die sich auf die Benutzung von Gewässern richten und sich mit einer der für die Durchführung 
des Vorhabens beantragten Gewässerbenutzungen ausschließen, werden nach Ablauf der vorgenann-
ten, für Einwendungen bestimmten Frist nicht berücksichtigt (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 lit. c in Verbindung mit 
§ 4 Satz 2 des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG)). 
 
Einwendungen wegen nachteiliger Einwirkungen der mit dem Vorhaben verbundenen Gewässerbe-
nutzungen auf Rechte Dritter können später nur geltend gemacht werden, soweit der Betroffene nach-
teilige Wirkungen bis zum Ablauf der vorgenannten Frist nicht voraussehen konnte (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 lit. 
c NWG in Verbindung mit § 14 Abs. 6 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG)). 
 
Vertragliche Ansprüche werden durch eine Bewilligung zur Gewässerbenutzung nicht ausgeschlossen 
(§ 9 Abs. 2 Nr. 1 lit. c NWG in Verbindung mit § 16 Abs. 3 WHG). 
 
Bei Äußerungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form ver-
vielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite eine Unterzeichnerin/ ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und An-
schrift als Vertreterin/ Vertreter anzugeben. Es darf nur eine einzige Unterzeichnerin/ ein einziger Un-
terzeichner als Vertreterin/ Vertreter für die jeweiligen Unterschriftslisten bzw. gleich lautenden Äu-
ßerungen genannt werden. Vertreterin/ Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. Anderenfalls 
können diese Äußerungen gemäß § 17 Abs. 2 VwVfG unberücksichtigt bleiben. 
 
(2) Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung der Äußerungen verzichten (§ 43a Nr. 3 Satz 1 
EnWG). In den Fällen des § 43a Nr. 3 Satz 2 EnWG findet ein Erörterungstermin nicht statt. Findet ein 
Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht werden. Ferner werden diejenigen, die 
sich geäußert haben, bzw. bei gleichförmigen Eingaben die Vertreterin/ der Vertreter, von dem Termin 
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gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden (§ 73 Abs. 6 Satz 4 VwVfG). 
 
In dem Termin kann bei Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn verhandelt werden.  
 
(3) Durch Einsichtnahme in den Plan, Einreichen von Äußerungen, Teilnahme am Erörterungster-
min/Online-Konsultation/Video- oder Telefonkonferenz oder Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet. 
 
(4) Über die Zulässigkeit des Vorhabens sowie die Äußerungen entscheidet nach Abschluss des Anhö-
rungsverfahrens die NLStBV (Planfeststellungsbehörde). Die Entscheidung (Planfeststellungsbe-
schluss) wird öffentlich bekanntgegeben (§ 43b Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 EnWG). 
 

III. 
 
Vom Beginn der Auslegung des Planes an tritt die Veränderungssperre nach § 44a EnWG in Kraft. Dar-
über hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Vorhabenträger ein Vorkaufsrecht an den von dem Plan 
betroffenen Flächen zu (§ 44a Abs. 3 EnWG).  
 
Nach § 43a Nr. 2 EnWG sind die Einwendungen und Stellungnahmen der Vorhabenträgerin und den 
von ihr Beauftragten zur Verfügung zu stellen, um eine Erwiderung zu ermöglichen. Auf Verlangen des 
Einwenders sollen dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungs-
gemäßen Durchführung des Verfahrens nicht erforderlich sind. 
 
Hinsichtlich der Informationen nach Art. 13 der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) wird auf 
den Link „Informationen zur Datenverarbeitung im Planfeststellungsverfahren“ auf der o. g. Internet-
seite verwiesen. Diesem Link sind die Zwecke der Verarbeitung personenbezogener Daten, ihre Spei-
cherdauer sowie Informationen über die Betroffenenrechte nach der DSGVO im Planfeststellungsver-
fahren zu entnehmen.  
 
Der Text dieser Bekanntmachung kann auf der Internetseite der NLStBV 
(https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview) und auch auf der Internetseite 
der Gemeinde Bockhorn (https://www.bockhorn.de), der Gemeinde Dornum 
(https://www.gemeinde-dornum.de), der Gemeinde Friedeburg 
(https://www.gemeindefriedeburg.de), der Gemeinde Großheide (https://www.grossheide.de), der 
Gemeinde Jade (https://www.gemeinde-jade.de), der Gemeinde Rastede (https://www.rastede.de), 
der Gemeinde Stadland (https://www.stadland.de), der Gemeinde Wiefelstede 
(https://www.wiefelstede.de), der Gemeinde Zetel (https://www.zetel.de), der Samtgemeinde 
Esens (https://www.samtgemeinde-esens.de), der Samtgemeinde Holtriem (https://holtriem.de), 
der Stadt Aurich (https://www.aurich.de/bekanntmachungen), der Stadt Westerstede 
(https://www.westerstede.de) sowie der Stadt Wittmund (https://www.wittmund.de/verwaltung-
politik/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen) eingesehen werden. 
 
21.11.2024 
 
Gemeinde Großheide 
 
Der Bürgermeister 
Fischer 
 
 
 
 

https://planfeststellung.strassenbau.niedersachsen.de/overview
https://www.bockhorn.de/
https://www.gemeinde-dornum.de/
https://www.gemeindefriedeburg.de/
https://www.grossheide.de/
https://www.gemeinde-jade.de/
https://www.rastede.de/
https://www.stadland.de/
https://www.wiefelstede.de/
https://www.zetel.de/
https://www.samtgemeinde-esens.de/
https://holtriem.de/
https://www.aurich.de/bekanntmachungen
https://www.westerstede.de/
https://www.wittmund.de/verwaltung-politik/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen
https://www.wittmund.de/verwaltung-politik/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen
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Haushaltssatzung der Samtgemeinde Brookmerland 
für das Haushaltsjahr 2024 und 2025 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der 
Samtgemeinde Brookmerland in der Sitzung am 16.09.2024 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§1 
 
Der Haushaltsplan für das Jahr 2024    und 2025 
wird 
 
1. im Ergebnishaushalt  
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf  24.352.800,00 €  23.372.800,00 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 25.371.700,00 €  24.565.800,00 € 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf                     0,00 €  1.500.000,00 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf                    0,00 €                  0,00 € 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  22.396.600,00 €         22.358.800,00 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 23.331.500,00 €         22.663.800,00 € 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit   6.184.900,00 €  3.766.600,00 € 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit    8.467.600,00 €  8.808.100,00 € 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit                  0,00 €   5.041.500,00 € 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  1.450.000,00 €  1.550.000,00 € 
 
festgesetzt. 
 

§2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen (Kreditermächtigung) wird  
 
für das Haushaltsjahr       2024 auf                   0,00 € 
und für das Haushaltsjahr      2025 auf    5.041.500,00 € 
festgesetzt. 
 

§3 
 
Für das Haushaltsjahr 2024 werden keine Verpflichtungsermächtigungen veranschlagt.  
Für das Haushaltsjahr 2025 werden keine Verpflichtungsermächtigungen veranschlagt.  
 

§4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem in den Haushaltsjahren 2024 und 2025 Liquiditätskredite zur rechtzeiti-
gen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 6.000.000.00 € fest-
gesetzt. 
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§5 
 
Die Hebesätze für die Samtgemeindeumlage (§ 111 Abs. 3 NKomVG) wird für die Haushaltsjahre 2024 
und 2025 auf 80 v. H der Steuerkraftzahlen gem. § 11 NFAG der Mitgliedsgemeinden festgesetzt.  
 

§6 
 
Die Wertgrenze für Investitionen gem. § 12 KomHKVO wird auf 1.200.000,00 € festgesetzt. 
 
Marienhafe, den 16. September 2024 
 
Samtgemeinde Brookmerland 
 
Ihmels 
Samtgemeindebürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für die Haushaltsjahre 2024 und 2025 wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Die nach §§ 119 Abs. 4, 120 Abs. 2 und 111 Abs. 3 Nds. Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) i.V.m. 
§ 15 Abs. 6 Nds. Gesetz über den Finanzausgleich (NFAG) erforderlichen Genehmigungen sind durch 
den Landkreis Aurich am 25. November 2024, Az.: I/10-150 20 1, erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 02.12.2024 bis zum 10.12.2024 zur 
Einsichtnahme während der Öffnungszeiten im Rathaus der Samtgemeinde Brookmerland, Marien-
hafe, Zimmer 23, öffentlich aus. 
 
Marienhafe, 25. November 2024 
 
Samtgemeinde Brookmerland 
 
Ihmels 
Samtgemeindebürgermeister  
 
 

 
C. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 

 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

in der Flurbereinigung Sauteler Kanal 
Vorläufige Besitzeinweisung 

 
1. In dem mit Beschluss vom 19.10.2020 angeordneten Flurbereinigungsverfahren Sauteler Kanal 

(s. Hinweis in Nr. 3) werden die Beteiligten gem. §§ 65 und 66 des Flurbereinigungsgesetzes 
(FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), hiermit zum 01.01.2025 vorläufig in den Besitz der neuen Grundstü-
cke eingewiesen. 
 

2. Die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand, d. h. der Übergang des Besitzes, der Verwal-
tung und der Nutzung der neuen Grundstücke, wird im Einzelnen durch die Überleitungsbestim-
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mungen vom heutigen Tage geregelt. Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft der Flurbereini-
gung Sauteler Kanal wurde gemäß § 65 Abs. 2 FlurbG i. V. m. § 62 Abs. 2 FlurbG zu den Überlei-
tungsbestimmungen gehört. 
 

3. Die Überleitungsbestimmungen liegen während der Bekanntmachung dieser Anordnung der vor-
läufigen Besitzeinweisung gemäß § 65 FlurbG zur Einsichtnahme für die Beteiligten während der 
Dienststunden bei den Gemeinden Großefehn und Hesel aus. 
 
Die Einsichtnahme in die Überleitungsbestimmungen wird jedem Beteiligten dringend empfohlen. 
 

4. Mit dem in den Überleitungsbestimmungen aufgeführten Zeitpunkt gehen der Besitz, die Verwal-
tung und die Nutzung der neuen Grundstücke auf den in der neuen Feldeinteilung benannten Emp-
fänger über (§ 66 FlurbG); es dürfen also nur noch die zugewiesenen neuen Grundstücke bewirt-
schaftet werden. 
 

5. Die Ergebnisse der neuen Feldeinteilung werden den Teilnehmern (Eigentümer und Erbbauberech-
tigte), denen neue Flächen zugeteilt werden, in gesonderten Terminen erläutert. Die Ladung dazu 
erfolgt durch persönliches Anschreiben. 
 
Allen Teilnehmern, die nicht von Änderungen betroffen sind, sowie den Nebenbeteiligten (wie 
Pächtern und anderen Inhabern von Rechten an Grundstücken) wird die neue Feldeinteilung in 
einem Termin am Mittwoch, dem 18.12.2024 in der Zeit von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr in der Aula 
des Behördenhauses Aurich (Zimmer 234), Oldersumer Straße 48 in 26603 Aurich, bekannt gege-
ben. 

 
6. Die rechtlichen Wirkungen der vorläufigen Besitzeinweisung enden mit der Ausführung des Flur-

bereinigungsplanes. Bis zum Eintritt des neuen Rechtszustandes gemäß §§ 62 und 63 FlurbG kann 
auch nur über die bisherigen Grundstücke grundbuchmäßig verfügt werden. Hiervon sollte aber 
nach Möglichkeit abgesehen werden. Falls jedoch aus zwingenden Gründen grundbuchmäßige 
Verfügungen getroffen werden müssen, werden die Teilnehmer gebeten, zuvor bei dem Amt für 
regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich als zuständiger Flurbereinigungs-
behörde Auskunft einzuholen. 
 

7. Soweit einvernehmliche Lösungen zwischen den Vertragsparteien über Leistungen des Nieß-
brauchs (§ 69 FlurbG), Pachtausgleich (§ 70 Abs. 1 FlurbG) und die Auflösung von Pachtverhältnis-
sen (§ 70 Abs. 2 FlurbG) nicht getroffen werden können, entscheidet gemäß § 71 FlurbG i. V. m 
§ 66 Abs. 2 FlurbG die Flurbereinigungsbehörde. Die Entscheidung ergeht nur auf Antrag. 
 
Im Falle des § 70 Abs. 2 FlurbG (Auflösung des Pachtverhältnisses wegen wesentlicher Erschwe-
rung) ist nur der Pächter antragsberechtigt. 

 
Die Anträge sind spätestens drei Monate nach Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung bei 
dem ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich als zuständiger Flurbereinigungsbehörde zu stellen. 
Der Lauf der Frist beginnt am ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieser Anordnung der 
vorläufigen Besitzeinweisung gemäß § 65 FlurbG. 
 

8. Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 3 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991 
(BGBl. I S. 686), in der zurzeit gültigen Fassung, wird hiermit die sofortige Vollziehung der vorläu-
figen Besitzeinweisung angeordnet. 
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Begründung 
 
Nach § 65 Abs. 1 FlurbG können die Beteiligten in den Besitz der neuen Grundstücke vorläufig einge-
wiesen werden, wenn deren Grenzen in die Örtlichkeit übertragen worden sind und endgültige Nach-
weise für Flächen und Wert der neuen Grundstücke vorliegen sowie das Verhältnis der Abfindung zu 
dem von jedem Beteiligten Eingebrachten feststeht.  
 
Durch die vorläufige Besitzeinweisung sollen die Beteiligten möglichst früh in den Besitz der neuen 
Grundstücke gelangen, um die mit der Flurbereinigung regelmäßig verbundenen Vorteile so früh wie 
möglich nutzen zu können. Es wird darüber hinaus vermieden, dass die Verfahrensflächen in Folge der 
bestehenden Unsicherheit über die Neuregelung in ihrem Kulturzustand vernachlässigt werden und 
den Planempfängern dadurch zusätzliche Pflegearbeiten entstehen. Die Beteiligten sind auf die vor-
läufige Besitzeinweisung vorbereitet worden. Sie konnten sich zeitlich auf die durch diesen Verfahrens-
schritt bedingten betriebswirtschaftlichen Umstellungen einstellen. Außerdem ist die Besitzeinwei-
sung und die Bewirtschaftung der neuen Grundstücke in der Feldeinteilung Voraussetzung für den 
restlichen Ausbau des Wege- und Gewässernetzes und der sonstigen noch zu erstellenden Anlagen. 
 
Die gesetzlichen Voraussetzungen für den Erlass der vorläufigen Besitzeinweisung liegen somit vor 
(§§ 65 ff. FlurbG). 
 
Die sofortige Vollziehbarkeit liegt im besonderen öffentlichen und überwiegenden Interesse der Betei-
ligten. Es entspricht dem Zweck der Flurbereinigung, den Übergang vom alten in den neuen Zustand 
unverzüglich vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen gegeben sind. Im Hinblick auf die künftige Be-
stellung liegt es im Interesse der Beteiligten, dass die betroffenen Grundstücke sofort in Besitz und 
Nutzung genommen werden können und die bestehende Ungewissheit über den Eintritt des neuen 
Zustandes entfällt. Durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung wird auch gewährleistet, dass die 
Einweisung in die neuen Flächen zu einem einheitlichen Termin erfolgt. Hierdurch sollen landeskultu-
relle Nachteile, soweit möglich, vermieden werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Amt für regionale 
Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg sowie bei der Ge-
schäftsstelle Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, schriftlich oder zur Nie-
derschrift Widerspruch erhoben werden. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass Rechtsbehelfe, die ihrem Wesensgehalt nach die 

Zweckmäßigkeit oder die mangelnde Wertgleichheit der Abfindung angreifen, nicht gegen die vor-
läufige Besitzeinweisung gemäß § 65 FlurbG zu erheben sind, sondern in einem späteren Zeitpunkt 
in dem besonderen Anhörungstermin zur Vorlage des Flurbereinigungsplanes vorzubringen sind 
(§ 59 FlurbG). 
 

2. Für alle Anträge auf Auszahlung der Betriebsprämien von flächenbezogenen Zahlungen sowie von 
Zahlungen für Agrarumweltmaßnahmen müssen ab der Antragstellung 2025 die durch die vorläu-
fige Besitzeinweisung gemäß § 65 FlurbG zugewiesenen Flächen in den jeweiligen Anträgen auf 
Agrarförderung angegeben werden. 
 
Sofern Teilnehmer am Flurbereinigungsverfahren an Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM) 
teilnehmen, wird empfohlen, sich vor Antragstellung auf Agrarförderung mit der zuständigen Be-
willigungsstelle der Landwirtschaftskammer Niedersachsen in Verbindung zu setzen. 
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3. Das Flurbereinigungsgebiet umfasst Teile der Gemarkungen, Bagband, Mittegroßefehn, Ost-
großefehn, Spetzerfehn, Timmel und Ulbargen (Gemeinde Großefehn) sowie Teile der Gemarkung 
Neuefehn (Gemeinde Neukamperfehn; Samtgemeinde Hesel). Es ist aus einer Gebietskarte zu er-
sehen, die bei den Gemeinden Großefehn und der Samtgemeinde Hesel mit den Überleitungsbe-
stimmungen zur Einsichtnahme ausliegt. 
 

4. Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese öffentliche Bekanntmachung auch 
im Internet unter www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachungen“ 
eingestellt. 

 
Aurich, 25.11.2024 
 
Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
 - Geschäftsstelle Aurich - 
 
Im Auftrage 
Baalmann 
 

 
Überleitungsbestimmungen 

zur Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung 
in der Flurbereinigung Sauteler Kanal 

 
Gemäß den Ziffern 2 bis 4 der Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung gemäß §§ 65 und 66 des 
Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), wird nach Anhörung des Vorstandes der Teilnehmer-
gemeinschaft (§ 65 Abs. 2 FlurbG i. V. m. § 62 Abs. 2 FlurbG) die tatsächliche Überleitung in den neuen 
Zustand, namentlich der Übergang des Besitzes und der Nutzung der neuen Grundstücke, durch die 
Überleitungsbestimmungen geregelt. 
 
Davon abweichend können die Teilnehmer untereinander private Vereinbarungen treffen. Die Einhal-
tung dieser Vereinbarungen werden von dem Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Ge-
schäftsstelle Aurich als zuständige Flurbereinigungsbehörde jedoch nicht überwacht. 
 
Im Folgenden werden die im § 66 FlurbG als „Empfänger“ benannten Teilnehmer als „neue Besitzer“ 
bezeichnet. 
 
1. Besitzübergang 

 
Die Beteiligten werden gemäß der Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung gemäß §§ 65 und 
66 FlurbG vom 25.11.2024 zum 01.01.2025 (Stichtag für den allgemeinen Besitzübergang) in den 
Besitz der neuen Grundstücke eingewiesen. Die Grenzen der neuen Grundstücke sind soweit er-
forderlich in die Örtlichkeit übertragen. 

 
1.1. Landwirtschaftliche Nutzflächen 

 
Landwirtschaftliche Nutzflächen gehen am 01.01.2025 auf den neuen Besitzer über. 
 
Ackerflächen gehen in unbearbeitetem Zustand über. Eine Entschädigung für ausgebrachten or-
ganischen Dünger oder Mineraldünger wird nicht gezahlt. Sollten im Einzelfall Flächen noch nicht 
geräumt sein, sollen sich die Beteiligten mit dem Amt für regionale Landesentwicklung Weser-
Ems, Geschäftsstelle Aurich in Verbindung setzen. Sofern die neuen Grundstücke zum Stichtag mit 
Zwischenfrüchten bestellt sind, brauchen sie nicht geräumt zu werden. 

http://www.flurb-we.niedersachsen.de/
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Ackerflächen, auf denen Winterfrüchte (z. B. Wintergetreide, Winterraps) stehen, gehen ebenfalls 
zu dem Übergabestichtag auf den neuen Besitzer über. Bezüglich der aufstehenden Kulturen müs-
sen sich Altbesitzer und Neubesitzer einigen. Sofern eine Einigung nicht erzielt wird, ist spätestens 
zum 15.02.2025 beim Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich 
ein Antrag auf Entscheidung nach Nr. 7 dieser Überleitungsbestimmungen zu stellen. 
 
Ackerflächen, die für die Gewinnung von Energieholz genutzt werden (Kurzumtriebsplantagen), 
sind bis zum 28.02.2025 schadlos zu räumen und gehen dann auf die neuen Besitzer über. Die 
Wurzelstöcke können im Boden verbleiben. Kann das Energieholz wegen unzureichender Witte-
rungsverhältnisse bis zum Übergabestichtag nicht ohne erhebliche Schäden für die Bodenstruktur 
geerntet werden, so ist auf Antrag des alten Besitzers eine Verlängerung des Erntezeitraums um 
ein Jahr zu gewähren. Wird der verlängerte Übergabetermin nicht für eine Aberntung genutzt, 
geht das aufstehende Energieholz ohne Entschädigung auf die neuen Besitzer über, also spätes-
tens zum 01.03.2025. Sind die veranschlagten Kosten für die Aberntung des Energieholzes höher 
als der zu erwartende Verkaufserlös, ist der neue Besitzer berechtigt, die Flächen auf Kosten des 
Alteigentümers räumen zu lassen. 
 
Grünland darf, soweit es an andere Beteiligte übergeht, nicht umgebrochen werden. Eine Entschä-
digung für ausgebrachten organischen Dünger oder Mineraldünger wird nicht gezahlt. 
 
Auf Verlangen der Flurbereinigungsbehörde sind die neuen Besitzer verpflichtet, ihre alten Grün-
landflächen im Jahr 2025 ganz oder teilweise zu bewirtschaften, sofern sie bezüglich der neuen 
Flächen einen Anspruch auf Durchführung von Planinstandsetzungsmaßnahmen haben (Nr. 5 die-
ser Überleitungsbestimmungen). Auch indirekt Betroffene sind in diesen Fällen verpflichtet, ihre 
alten Flächen noch ein Jahr zu bewirtschaften. Mit dieser Regelung sollen Entschädigungszahlun-
gen für vorübergehende Nachteile weitgehend vermieden werden. 
 
1.2. Sonstige Flächen 

 
Alle übrigen Flächen gehen ebenfalls zum 01.01.2025 auf den neuen Besitzer über, soweit ein 
Tausch vorgesehen ist. Dazu gehören z. B. Straßen und Wege, Gewässer und Hofräume. 
 
1.3. Sonstige auf den Landabfindungen befindliche Gegenstände und besondere Bestandteile 

 
 Siloreste, Mist-, Stroh-, und Heuhaufen, auf dem Feld verbliebene sowie gelagerte Rundbal-

len, Futtersilo und Mieten einschließlich Abdeckplanen und Abfallreste müssen vom bisheri-
gen Eigentümer/Pächter bis zum 31.01.2025 abgeräumt werden. 
 

 Melkstände, Fanganlagen, Steinhaufen, Bauschutt, Erdhaufen o. ä. müssen ebenfalls vom 
bisherigen Eigentümer/Pächter bis zum 31.01.2025 abgeräumt werden. 
 

 Den früheren Besitzern ist es gestattet, ihre bisherigen Flächen bis zum 31.01.2025 zu betre-
ten, um ihnen gehörende Gegenstände (z.B. Tränkebecken, Pumpen o. ä.) abzuräumen. 
 
Nach Ablauf der o. g. Fristen werden die Bestandteile entweder auf Antrag des neuen Besit-
zers auf Kosten und Gefahr des bisherigen Eigentümers/Pächters durch die Teilnehmerge-
meinschaft beseitigt oder gehen ohne Entschädigung des alten Eigentümers/Pächters in das 
Eigentum des neuen Besitzers über. 

 

 Brunnen, ortsfeste Tränkeanlagen und sonstige wesentliche Bestandteile gehen - soweit zwi-
schen den Teilnehmern nicht anderes vereinbart wird - mit dem Besitzübergang des Grund-
stücks auf den neuen Besitzer über. Sofern erforderlich, wird der bisherige Eigentümer für 
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diese Bestandteile gesondert abgefunden. Entsprechende Geldabfindungen setzt die Flurbe-
reinigungsbehörde auf gesonderten Antrag - ggf. nach Anhörung eines Sachverständigen - 
fest. Vom neuen Besitzer wird ggf. eine angemessene Erstattung verlangt. 
 
Wesentliche Bestandteile dürfen bis zur endgültigen Entscheidung der Flurbereinigungsbe-
hörde nicht verändert, beschädigt oder beseitigt werden, sofern der bisherige Nutzungsbe-
rechtigte bis zum 28.02.2025 schriftlich bei dieser Behörde Einwendungen gegen den Nut-
zungsentzug erhebt. In diesem Falle erhält der neue Besitzer entsprechende Nachricht. 

 

 Dränagen gehen auf den neuen Besitzer über und sind von diesem zu unterhalten. Im Rah-
men der wertgleichen Abfindung evtl. zu leistende Geldausgleiche regelt die Flurbereini-
gungsbehörde. 
 

1.4. Schaupflichtige Gräben 
 

Die Räumung der schaupflichtigen Gräben III. Ordnung ist bis zum 31.01.2025 vom bisherigen Ei-
gentümer / Pächter durchzuführen. Nach Ablauf dieser Frist werden die Gräben auf Antrag des 
neuen Besitzers auf Kosten und Gefahr des bisherigen Eigentümers durch die Teilnehmergemein-
schaft geräumt. 

 
1.5. Zäune und Einfriedungen 

 
Zäune und Einfriedigungen einschließlich Pforten sind - soweit zwischen den Teilnehmern keine 
andere Regelung zustande kommt - vom bisherigen Eigentümer bis zum 15.02.2025 schadlos zu 
beseitigen. Nach Ablauf dieser Frist werden diese Einrichtungen entweder auf Antrag des neuen 
Besitzers auf Kosten und Gefahr des bisherigen Eigentümers durch die Teilnehmergemeinschaft 
beseitigt oder gehen ohne Entschädigung des alten Eigentümers in das Eigentum des neuen Be-
sitzers über. 
 
1.6. Holzbestände 

 
Hecken, Sträucher, Buschwerk und einzelnstehende Bäume gehen mit dem Besitzübergang des 
Grundstücks auf den neuen Besitzer über. Das Entfernen von Bäumen, Hecken und Sträuchern ist 
gemäß § 34 FlurbG nur mit vorheriger Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde erlaubt. Dieses 
gilt auch für Holzbestände, die in den neuen Grundstücken stehen und die Bewirtschaftung er-
schweren. 
 
Verlangt der neue Besitzer eine Erhaltung, ist die Beseitigung durch den Eigentümer nicht zulässig. 
Einigen sich die Teilnehmer über den Wert der Holzbestände, die den Besitzer wechseln, nicht 
untereinander, so wird auf besonderen Antrag eine Entschädigung gemäß § 50 Abs. 2 FlurbG von 
der Flurbereinigungsbehörde - ggf. nach Anhörung eines Sachverständigen - festgesetzt. Vom 
Übernehmer wird ggf. eine angemessene Erstattung verlangt. 
 

2. Grenzabstände 
 
Bei der Errichtung von Einfriedungen aus totem Material sowie bei der Anpflanzung von Hecken, 
Bäumen und Sträuchern sind hinsichtlich der Grenzabstände die Vorschriften des Niedersächsi-
schen Nachbarrechtsgesetz vom 31.03.1967 (Nds. GVBl. S. 91) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23.07.2014 (Nds. GVBl. S. 206), insbesondere das Schwengelrecht, zu beachten. 
 

3. Pachtverhältnisse 
 
Bestehende Pachtverhältnisse werden durch die Besitzeinweisung nicht aufgehoben. Der 
Pachtanspruch des Pächters geht jedoch von dem alten Eigentum des Verpächters auf dessen 
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neuen Besitz über. Auf dieser Grundlage sind die Pachtverhältnisse zwischen dem Pächter und 
dem Verpächter zu regeln. 
 
Einigen sich die Parteien nicht, so entscheidet auf Antrag die Flurbereinigungsbehörde nach Maß-
gabe der §§ 68, 70 und 71 i. V. m. § 66 Abs. 2 des FlurbG. Im Falle des § 70 Abs. 2 FlurbG (Auflösung 
des Pachtverhältnisses wegen wesentlicher Erschwerung) ist nur der Pächter antragsberechtigt. 
 
Anträge auf Regelung der Pachtverhältnisse sind spätestens drei Monate nach Anordnung der vor-
läufigen Besitzeinweisung bei dem Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Geschäfts-
stelle Aurich als zuständiger Flurbereinigungsbehörde zu stellen. Der Lauf der Frist beginnt am 
ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung der Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung ge-
mäß § 65 FlurbG. 
 

4. Zuwegungen 
 
Als Zuwegungen für die Bewirtschaftung der neuen Flächen sind die neuen Wege und Überfahrten 
zu benutzen. Sofern diese in Teilen des Flurbereinigungsgebiets noch nicht ausgebaut sind, ist die 
Benutzung der alten Wege und Überfahrten sowie die vorübergehende Zuwegung über andere 
Flächen unter möglichster Schonung der aufstehenden Früchte gestattet. In Streitfällen wird eine 
vorübergehende Zuwegung durch die Flurbereinigungsbehörde festgelegt. 
 
Erforderliche Überfahrten von den Wegen auf die neuen Grundstücke, die noch nicht erstellt sind, 
werden auf Antrag von der Teilnehmergemeinschaft hergestellt. Die genaue Lage und Abmessun-
gen der Überfahrten werden von der Flurbereinigungsbehörde im Benehmen mit dem Vorstand 
der Teilnehmergemeinschaft festgelegt. 
 
Schadhafte Durchlässe sind auf Verlangen des neuen Besitzers bis zum 15.03.2025 von den Altei-
gentümern auf deren Kosten zu entfernen oder so instand zu setzen, dass ein ungehinderter Was-
serabfluss gewährleistet ist. 
 
Im Übrigen sind Durchlässe oder sonstigen Überbrückungen von den Empfängern der betreffen-
den Landabfindungen zu unterhalten. 
 

5. Planinstandsetzungen 
 
Arbeiten, die notwendig sind, um die neuen Grundstücke zur Bewirtschaftung instand zu setzen, 
sind grundsätzlich unter besonderer Beachtung von 1.4 (Holzbestände) vom neuen Besitzer selbst 
auszuführen. Wenn diese im Einzelfall das Maß der den übrigen Beteiligten zur Last fallenden Ar-
beiten erheblich übersteigen, kann der betroffene Beteiligte die Ausführung der Arbeiten durch 
die Teilnehmergemeinschaft beantragen. Evtl. Anträge sind bis zum 31.03.2025 bei der Flurberei-
nigungsbehörde zu stellen. Diese entscheidet nach entsprechender Prüfung, ob eine Ausführung 
durch die Teilnehmergemeinschaft erfolgt. 
 

6. Direktzahlungen, Konditionalität und Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM) allgemein 
 
Für alle Anträge von flächenbezogenen Zahlungen im Rahmen der Direktzahlungen sowie für Ag-
rarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM) müssen ab der Antragstellung im auf die Besitzeinwei-
sung folgenden Jahr die sich durch die vorläufige Besitzeinweisung ergebenden neuen Feldblock-
bezeichnungen und neuen Feldblockgrößen verwendet werden. Die Angabe von Landschaftsele-
menten gem. § 23 Abs. 1 GAPKondV, die sich nunmehr in der Verfügungsgewalt eines neuen Be-
wirtschafters befinden und an die bewirtschaftete Fläche angrenzen, ist verpflichtend. Sofern Flä-
chen verpachtet sind, obliegt es den Verpächtern, ihre Pächter über die Änderungen durch die 
vorläufige Besitzeinweisung zu unterrichten. 
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Auf die Verpflichtung der Flächenbewirtschafter, die Landwirtschaftskammer (LWK) unverzüglich 
schriftlich über Veränderungen, die Abweichungen zum eingereichten Sammelantrag mit sich 
bringen (z.B. Bewirtschaftung anderer Flächen nach der vorläufigen Besitzeinweisung), zu infor-
mieren, wird hingewiesen. 
 
Verstöße gegen die Fördervoraussetzungen oder gegen Bestimmungen der Konditionalität wer-
den von der LWK geahndet und können zu Prämienkürzungen und Sanktionen führen. 
 
Spezielle Verpflichtungen im Bereich der Öko-Regelungen und der Konditionalität 
 
Es könnte durch die vorläufige Besitzeinweisung der Fall eintreten, dass eine im Sammelantrag für 
die Teilnahme an einer Öko-Regelung gekennzeichnete Fläche einem anderen Betrieb zugeordnet 
wird. Auch kann eine solche Fläche im Rahmen der Konditionalität für die Einhaltung der Stan-
dards für den guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand von Flächen (GLÖZ) speziellen 
Anforderungen unterliegen, weil sie z. B. als nichtproduktive Fläche im Rahmen von GLÖZ 8 her-
angezogen wird. Für diesen Fall müssen die neuen Bewirtschafter die bestehenden Verpflichtun-
gen (Öko-Regelungen und Konditionalität) weiter einhalten, damit es nicht zu Kürzungen und 
Sanktionen kommt. 
 
Die neuen Bewirtschafter werden deshalb darauf hingewiesen, sich mit den vorherigen Bewirt-
schaftern der ihnen zugeteilten Fläche in Verbindung zu setzen, um zu erfahren, ob auf der Flä-
che spezielle Verpflichtungen aus den Öko-Regelungen bzw. der Konditionalität bestehen. 
 
Bisheriger und neuer Bewirtschafter müssen sich also untereinander über die Bewirtschaftungs-
modalitäten bis zum Auslaufen der eingegangenen Verpflichtungen des vorherigen Bewirtschaf-
ters einigen, um die Voraussetzungen für die Prämiengewährung nicht zu gefährden und um ggf. 
finanzielle Nachteile für beide Beteiligten zu vermeiden. Sollte dies nicht möglich sein, ist die Flur-
bereinigungsbehörde zu unterrichten. 
 
Dauergrünland 
 
Der Dauergrünlandschutz wird als GLÖZ-Standard im Rahmen der Konditionalität umgesetzt. Im 
Rahmen der vorläufigen Besitzeinweisung behält jede betroffene Fläche grundsätzlich ihren Sta-
tus, auch wenn die Fläche im Jahr der Besitzeinweisung im Sammelantrag eines anderen Betriebs-
inhabers enthalten ist. Der Dauergrünlandstatus ist an die konkrete Fläche und nicht an den Be-
trieb gebunden. Eine Genehmigung der LWK ist notwendig, wenn der Status verändert werden 
soll, wenn etwa Dauergrünland in eine andere landwirtschaftliche Nutzung oder auch in nicht 
landwirtschaftliche Nutzungen umgewandelt werden und ggfs. an anderer Stelle wieder angelegt 
werden soll. Bei Flächen außerhalb von ausgewiesenen Feuchtgebieten und Mooren (GLÖZ 2-Ku-
lisse), die ab dem 01.01.2021 zu Dauergrünland geworden sind, gilt ein vereinfachtes Verfahren. 
Solche Flächen können nach Anzeige ohne Ersatzfläche umgewandelt werden. 
 
Auf das absolute Umbruch- und Umwandlungsverbot von umweltsensiblem Dauergrünland, wel-
ches bereits zum 01.01.2015 den Dauergrünlandstatus hatte und in einem Natura2000-Gebiet 
liegt, wird hingewiesen. Gleiches gilt ab dem 01.01.2024 für Dauergrünlandflächen, die in ausge-
wiesenen Feuchtgebieten und Mooren (GLÖZ 2-Kulisse) liegen. 
 
Im Falle der Neuzuteilung von Grünland kann die Flurbereinigungsbehörde Auskunft zum Dauer-
grünlandstatus der Flächen erteilen. 
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Besonderheiten bei den AUKM für Flächen in Bremen, Hamburg und Niedersachsen (Richtlinie 
AUKM) 
 
Wurde im Jahr der vorläufigen Besitzeinweisung für die abgegebenen Flächen die Auszahlung für 
bestehende Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM) beantragt, sind folgende Regelungen 
zu beachten: 
 
Nicht lagegenaue Verpflichtungen mit der Bewirtschaftungsauflage, die im Herbst angebaute Kul-
tur bis ins nächste Frühjahr zu erhalten, müssen vom neuen Bewirtschafter beachtet werden. 
 

Beseitigt der neue Bewirtschafter die vorgefundene Kultur, können diese Flächen nicht für die 
Auszahlung der beantragten AUKM berücksichtigt werden. 
 
Gleiches gilt für lagegenaue Verpflichtungen mit der Bewirtschaftungsauflage, die angebaute Kul-
tur zu erhalten. 
 

Im Antragsjahr sollten daher nur solche Flächen mit einer Herbstbestellung vorgesehen werden, 
die auch nach der vorläufigen Besitzeinweisung im Betrieb des jeweiligen Antragsstellers verblei-
ben. 
 

Ansonsten werden alle übrigen AUKM-Verpflichtungen (sowohl Grünland als auch Ackerland be-
treffend) an die neue Lage des Betriebes angepasst. Erweist sich eine solche Anpassung als un-
möglich (weil z.B. die erforderliche Gebiets- und Zielkulisse nicht vorhanden ist), so endet die Ver-
pflichtung, ohne dass für den tatsächlichen Verpflichtungszeitraum eine Rückzahlung gefordert 
wird (gemäß § 2 NEFG-VO). 
 

Sobald sich Fragen zu prämienrechtlichen Auswirkungen über die vorgenannten Sachverhalte hin-
aus ergeben, sollen die betroffenen Bewirtschafter sich mit der für sie zuständigen Bewilligungs-
stelle der Landwirtschaftskammer Niedersachsen in Verbindung setzen. 
 
Sofern Flächen verpachtet sind, werden die Verpächter gebeten, ihre Pächter über die Änderun-
gen durch die vorläufige Besitzeinweisung zu unterrichten. Benötigte Unterlagen für Pachtflächen 
können beim Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich beantragt 
werden. 
 

7. Zweifelsfälle/Streitigkeiten 
 
In allen sich aus diesen Überleitungsbestimmungen ergebenden Zweifelsfällen bzw. Streitigkeiten 
entscheidet das Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich als zu-
ständige Flurbereinigungsbehörde nach den geltenden Bestimmungen des Flurbereinigungsgeset-
zes. 
 

8. Rechtsnachfolge 
 
Im Falle einer Veräußerung von Grundstücken sind die Beteiligten verpflichtet, ihren Rechtsnach-
folgern alle sich aus diesen Überleitungsbestimmungen ergebenden Auflagen mitzuteilen. Die 
Rechtsnachfolger haben das bis zum Erwerb durchgeführte Verfahren gegen sich gelten zu lassen 
(§ 15 FlurbG). 
 

Aurich, 25.11.2024 
 
Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
 - Geschäftsstelle Aurich -  
 
Im Auftrage 
Baalmann 
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Anlage zur Besitzeinweisung und zur Überleitungsbestimmung  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Herausgeber: Landkreis Aurich, Fischteichweg 7 – 13, 26603 Aurich 
Bezugspreis: Jährlich 150,- € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 
Einzelexemplar: 3,00 € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 
Redaktionsschluss jeweils Mittwoch, 13.00 Uhr für den Erscheinungstag Freitag der Woche. 
Manuskripte für die Bekanntmachung sind an das Kreistagsbüro des Landkreises Aurich, Fischteichweg 
7 – 13, 26603 Aurich, Telefon (04941)16 1014, E-Mail: amtsblatt@landkreis-aurich.de, zu senden.  
Laufender Bezug des Amtsblattes nur durch den Landkreis Aurich. 


